
 
 

SPD – Anfrage 
Sitzung des Ausschusses PGU am 19. April 2012 
 
Kommunaler Klimaschutz 
Die Landesregierung NRW erarbeitet eine Gesetzesvorlage zum Klimaschutz (Entwurf s. Anlage), mit 
dessen Verabschiedung in Jahresfrist zu rechnen ist. Darin werden die Kommunen verpflichtet, zur 
Umsetzung der Klimaschutzziele von Bund und Land ein lokales Klimaschutzkonzept zu erstellen und 
umzusetzen. Als Vorläufer dient das Klimaschutz Startprogramm der Landesregierung (Anlage), das 
die Ziele bis Ende 2012 formuliert. Danach stehen bei finanzschwachen Kommunen wirtschaftliche 
Maßnahmen im Bereich des Klimaschutzes einer Genehmigung des HSK durch die Kommunalauf-
sicht nicht im Wege. 
 
Die leider gescheiterte Initiative der Verwaltung vom Frühjahr 2011, am Projekt „Coaching Kommu-
naler Klimaschutz“ teilzunehmen (Mitteilung im Ausschuss PGU vom 26. 5. 11), hat auch die Schwä-
chen der Gemeinde in personeller und sachlicher Hinsicht auf diesem Feld aufgezeigt. Bis zur Verab-
schiedung des Klimaschutzgesetzes ist aber wertvolle Zeit gegeben, die notwendigen Voraussetzungen 
in der Gemeinde zu schaffen. 
 
Zur Erarbeitung der Grundlagen im kommunalen Klimaschutz hat das Bundesministerium für Um-
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit zum 1. 1. 2012 eine novellierte Förderrichtlinie erlassen (An-
lage), nach der u.a. auch die Einstellung eines Klimaschutzmanagers finanziell gefördert wird. Mit der 
Durchführung des ganzen Programms ist das Forschungszentrum Jülich beauftragt. Anträge für 2013 
werden dort bis zum 30. April 2012 angenommen. 
 
Welche Maßnahmen sieht die Verwaltung vor, um die kurz- und mittelfristig zu erwartenden Anforde-
rungen auf dem Feld des kommunalen Klimaschutzes zu beantworten? 
 
Antwort:   
Die Beantwortung wurde von der Verwaltung auf einen Zeitpunkt nach der Verabschiedung des Kli-
maschutzgesetzes durch den Landtag verschoben.  
 
Wohlweislich wurde jedoch in der Haushaltsplanung 2013 eine Stelle für einen kompetenten Techni-
ker vorgesehen, der zukünftig die Aufgaben des Energiemanagements (Strom- und Wärmeversorgung) 
der Gemeinde und des Klimaschutzes wahrnehmen soll. 
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